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Auf den Punkt gebracht
Von Thomas Bublitz

„Lassen Sie uns gemeinsam diskutieren, welche notwendigen Schritte die Bundes-
regierung machen soll, um das KHVVG erfolgreich umzusetzen.“ Dieses Angebot 
machten die beiden Bundestagsabgeordneten Emmi Zeulner (CDU/CSU) und Chris-
tos Pantazis (SPD) beim BDPK-Bundeskongress 2025 und deuten damit erstmals 
seit der Amtszeit von Ex-Bundesgesundheitsminister Lauterbach ein neues Ge-
sprächsklima an. Die Antwort gaben die schleswig-holsteinische Gesundheitsminis-
terin Kerstin von der Decken und der nordrhein-westfälische Staatssekretär Matthias 
Heidmeier: Zentraler Punkt ist, dass die Krankenhausplanung Länderaufgabe blei-
ben muss und das, was geplant wird, auch bezahlt werden muss. Die Bundesländer 
bleiben dafür verantwortlich, die Versorgung in den Ländern sicherzustellen. Die von 
der letzten Bundesregierung vorgenommene Verlagerung der Letztverantwortung 
auf die Bundesebene kann nicht funktionieren. Die Entscheidungen des Leistungs-
gruppenausschusses auf Bundesebene dürfen nicht mit dem im KHVVG veranker-
ten Finanzierungsausschluss die Planungsentscheidungen der Bundesländer über-
lagern. 

 Daraus folgt, dass die Länder auch die Möglichkeit zurückerhalten, die Definitio-
nen für Fachkrankenhäuser und belegärztliche Abteilungen an Krankenhäusern ge-
mäß des Versorgungsbedarfes im Bundesland anpassen zu können. Der über die So-
forttransformationskosten vorgesehene Inflationsausgleich muss alle Krankenhäuser 
gleichermaßen entlasten. Nicht nur die DRG-Abrechner, sondern auch die Psychia-
trien, die „Besonderen Einrichtungen“ und die Abrechner der klinikindividuellen 
E-3-Entgelte. Sie alle haben keine über dem Veränderungswert liegenden Preisanpas-
sungen erreichen können und waren so vom überproportionalen Preisanstieg wäh-
rend der Inflation betroffen. Gestrichen werden muss auch die Vorhaltepauschale in 
ihrer jetzigen Ausgestaltung. Sie stellt weiterhin auf Fallzahlen ab und führt damit 
zu weiteren Fehlanreizen durch den 20-prozentigen Korridor nach oben und nach un-
ten. In einer ausgedünnten Krankenhauslandschaft mit weniger Versorgungsangebo-
ten wird dies zwangsläufig zu Wartezeiten für die Patient:innen führen.

 Dann wäre da noch die von Christos Pantazis beschriebene rote Linie: Im 
KHVVG dürfen bei der Qualität der medizinischen Behandlung keine Kompromisse 
gemacht werden. Zustimmung unsererseits! Das heißt aber auch, dass gestrichen wer-
den muss, was keinen evidenten Qualitätsbezug hat. Daraufhin müssen die Pflege-
personalvorgaben auf den Prüfstand. Den Fehler der Einführung eines ärztlichen Per-
sonalbemessungsinstrumentes sollten wir nicht machen. Anderenfalls rücken 
wichtige gesundheitspolitische Ziele wie Effizienz, Wirtschaftlichkeit und Bürokra-
tieabbau in unerreichbare Ferne. Schließlich sollten wir auch endlich die Ergebnis-
qualität messen und auswerten. Genug Stoff für eine gute Legislaturperiode. 
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BDPK-Bundeskongress 2025

Freiheit verbessert Effizienz
Beim BDPK-Bundeskongress Anfang Juni in Berlin diskutierten Vertreter:innen der Kliniken, der  
Fachverbände und der Sozialversicherungsträger mit Gesundheitspolitiker:innen über die  
gesundheitspolitischen Weichenstellungen in der neuen Legislaturperiode. 

Zentrale Themen beim BDPK-Bundeskongress 2025 waren die 
Vorschläge des BDPK für eine effizientere Krankenhausversor-
gung und seine Forderung, durch niedrigschwellige Zugänge zur 
Rehabilitation unnötige Frühverrentungen zu vermeiden. Dem-
entsprechend eröffnete BDPK-Präsident Hans-Heinrich Aldag 
den Kongress vor über 200 Teilnehmer:innen mit einem klaren 
Appell an die neue Bundesregierung: „Ein gesundheitspolitisches 
‚Weiter-so‘ können wir uns nicht länger leisten.“

 In ihrem Impulsvortrag „Die Krankenhausreform aus Sicht der 
Bundesländer“ erklärte Ministerin Kerstin von der Decken aus 
Schleswig-Holstein: „Wir werden uns als Länder dafür einsetzen, 
dass wir mehr Planungshoheit und Planungssicherheit erhalten.“ 
Dies bekräftigte auch Staatssekretär Matthias Heidmeier vom Mi-
nisterium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen: „Krankenhausplanung ist verfassungsrechtlich 
Ländersache. Deshalb ist hier die Abstimmung zwischen Bund 
und Ländern wichtig.“

 In der Podiumsdiskussion stand auch die geplante Vorhalte- 
finanzierung in der Kritik, die nach Einschätzung des BDPK zu 
kurz greift. Es drohten neue Fehlanreize und gleichzeitig längere 
Wartezeiten für die Patient:innen, erklärte Mate Ivančić, 2. Vize-
präsident des BDPK und Vorsitzender Geschäftsführender Direk-
tor der Schön Klinik SE. Dass Änderungen an der nach wie vor 
fallzahlabhängigen Vorhaltevergütung erforderlich sind, bekräf-
tigte auch Carola Reimann, Vorstandsvorsitzende des AOK-Bun-

desverbandes. Intensiv diskutiert wurde auch die Sicherung der 
Fachkrankenhäuser. Die zu eng gefasste Definition der Fachkran-
kenhäuser sowie eingeschränkte Kooperationsmöglichkeiten ge-
fährden aus Sicht des BDPK die fachklinische Versorgung. Chris-
tos Pantazis, MdB (SPD), und Emmi Zeulner, MdB (CDU/CSU), 
versprachen diesbezüglich praxistaugliche Anpassungen und bo-
ten in diesem Zuge konstruktive Gespräche mit den Kranken-
hausträgern an.

BDPK-Hauptgeschäftsführer Thomas Bublitz, der die Diskus-
sion moderierte, machte deutlich, dass sich unabhängig von der 
Krankenhausreform Ineffizienzen zeigen, insbesondere in den un-
gebremst steigenden Personalausgaben. Die zentralistisch verord-
neten Personalvorgaben haben sich in den vergangenen Jahren 
verselbstständigt, ohne dass sie auf belastbarer Evidenz beruhen. 
Die damit verbundenen Kostensteigerungen haben weder die Ver-
sorgung der Patient:innen spürbar verbessert noch die Arbeitsbe-
dingungen im medizinischen und pflegerischen Bereich nachhal-
tig verändert.

 Einig waren sich alle Teilnehmer:innen der Podiumsdiskussi-
on, dass in Deutschland im EU-Vergleich viel Geld für unsere Ge-
sundheitsversorgung ausgegeben wird. „Wir geben unfassbar viel 

Zum BDPK-Bundeskongress 2025 im Hotel Titanic Chaussee Berlin 
waren über 200 Teilnehmer:innen angereist. 

– Die Vervielfältigung bedarf der vorherigen Zustimmung von Bibliomed. –



f&w 7|2025658

BDPK | Politik

Geld aus und liegen im OECD-Vergleich mit den Pro-Kopf-Ge-
sundheitsausgaben vorn“, so Robert Möller, BDPK-Vorstands-
mitglied und Vorsitzender der Geschäftsführung der Helios  
Kliniken GmbH. Trotzdem liegt Deutschland bei der durch-
schnittlichen Lebenserwartung und der Anzahl gesunder Lebens-
jahre nur im europäischen Mittelfeld. Um die begrenzten Mittel 
im Gesundheitssystem effizient einzusetzen, müssen die Ausga-
ben konsequent dem relevanten Outcome – der Ergebnisqualität 
– gegenübergestellt werden. Möller brachte es auf den Punkt: „Es 
ist ein Skandal, dass sich die Gesetzgebung überhaupt nicht um 
Ergebnisqualität kümmert.“ Aus Sicht des BDPK ist die Forde-
rung an die neue Bundesregierung damit klar: Statt starrer Vor-
gaben braucht es mehr Gestaltungsfreiheit für die Krankenhäu-
ser, um durch optimierte Abläufe und medizinisch sinnvolle 
Strukturen die Versorgung effizienter gestalten zu können. Die 
Qualität der Versorgung wird dabei durch eine kontinuierliche 
Messung der Ergebnisqualität sichergestellt. 

Im Anschluss an die Diskussionen zur Krankenhauspolitik wa-
ren die tiefgreifenden Herausforderungen für die Reha-Einrich-
tungen Thema beim BDPK-Bundeskongress 2025. „Letztlich 
werden die Veränderungen in der Krankenhauslandschaft auch 
die Reha-Kliniken tangieren, so wie das schon immer war“, stell-
te BDPK-Präsident Aldag fest. Die Finanzierung ihrer Leistun-
gen bei der Deutschen Rentenversicherung wird komplett neu ge-
regelt – bis Jahresende müssen neue Vergütungssätze verhandelt 
sein, die ab dem 1. Januar 2026 gelten. Thomas Keck, Erster Di-
rektor der DRV Westfalen, stellte das neue Vergütungssystem der 
DRV vor und betonte, dass durch die kritische Begleitung des 
BDPK im Vergütungssystem viel bewegt wurde und es sich um 
ein lernendes System handle. Weiter führte er aus, dass die vom 
BDPK lange kritisierte „2+2-Regelung“ in der qualitätsorientier-
ten Belegungssteuerung gemäß der Entscheidung des Bundesvor-

Schwerpunktthema Reha

Eröffnet wurde der Kongress von BDPK-Präsident Hans-Heinrich Aldag (Bild oben rechts). 
Die Gesundheitsministerin Schleswig-Holsteins, Kerstin von der Decken, nahm per Videoübertragung  
am Kongress teil (großes Bild oben). Weitere Referent:innen und Diskussionsteilnehmer:innen zur 
Krankenhauspolitik waren: Staatssekretär Matthias Heidmeier, MAGS NRW (recht , 2. Bild von oben),
Christos Pantazis, MdB, SPD (rechts), Emmi Zeulner, MdB, CDU/CSU (unten links), Carola Reimann, 
Vorstandsvorsitzende des AOK-Bundesverbandes (unten, 2. von links), Mate Ivančić, 2. Vizepräsident 
des BDPK und Vorsitzender Geschäftsführender Direktor der Schön Klinik SE (unten, 3. von links) und 
Robert Möller, BDPK-Vorstandsmitglied und Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Helios Kliniken GmbH (unten, 4. von links). 
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VPK Berlin-Brandenburg

Vorstand neu aufgestellt
Die diesjährige Mitgliederversammlung des Verbands priva-
ter Kliniken und Pflegeeinrichtungen Berlin-Brandenburg 
(VPK BB) fand in den Kliniken Beelitz statt. Im öffentlichen 
Teil kommentierten Michael Zaske, Abteilungsleiter Gesund-
heit des Brandenburger Ministeriums für Gesundheit und So-
ziales, sowie DKG-Vorstandsvorsitzender Gerald Gaß und 
BDPK-Hauptgeschäftsführer Thomas Bublitz die aktuelle 
Gesundheitspolitik und diskutierten mit den Mitgliedern.

Anschließend fanden turnusgemäß die Vorstandswahlen 
statt. Fast alle Vorstandsmitglieder stellten sich wieder zur 
Wahl. Neu in den Vorstand gewählt wurden Jennifer Kirchner-
Bauer (KMG Kliniken) sowie Gunnar Pietzner (Park Klini-
ken). Ein besonderer Dank gilt dem langjährigen Vorstandsvor-
sitzenden Mario Krabbe für sein unermüdliches Engagement 
und seine prägende Arbeit im Verband. Er wurde von der Mit-
gliederversammlung zum Ehrenmitglied ernannt. 

Geschäftsführer Jonathan Graf (links) und die Vorstandsmitglieder des VPK BB 
(von links nach rechts): Guido Lenz, Jennifer Kirchner-Bauer, Markus Frenzer, 
Matthias Hagen Lakotta, Jens Schick, Carmen Bier, Sarah-Ann Remy und 
Gunnar Pietzner

standes zum 1. Januar 2026 entfällt. Diese Regelung kam bislang 
zur Anwendung, wenn Versicherte ihr Vorschlagsrecht für eine 
Rehabilitationseinrichtung nicht wahrnahmen oder diesem nicht 
entsprochen werden konnte. In diesem Fall werden den Versicher-
ten jeweils zwei DRV-eigene sowie zwei private oder freigemein-
nützige, nach objektiven sozialmedizinischen Kriterien als am 
besten geeignet bewertete Rehabilitationseinrichtungen vorge-
schlagen. Der BDPK hatte diese Regelung wiederholt kritisiert, 
weil abweichend von dem Ziel der qualitätsorientierten Belegung 
hier die Trägerschaft im Vordergrund steht. 

 Dana Matlok, Leiterin der Gruppe Rehabilitation in der gesetz-
lichen Rentenversicherung beim BMAS, ging auf die vorgesehe-
nen Neuerungen in der medizinischen Rehabilitation für die neue 
Legislaturperiode ein. Im Fokus stehen dabei insbesondere der 
Ü45-Check, die Sicherung der Erwerbsfähigkeit, das Fallmana-
gement, das Betriebliche Eingliederungsmanagement sowie der 

Gemeinsame Grundantrag. Dass es sich bei dem Gemeinsamen 
Grundantrag für Reha- und Teilhabeleistungen um ein nicht ge-
rade leichtes Unterfangen, sondern um ein Mammutprojekt han-
delt, stellte Gülcan Miyanyedi, Geschäftsführerin der Bundesar-
beitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR), an den Anfang ihres 
Vortrags. Ziel eines trägerübergreifenden „Reha-Antrags“ ist die 
Förderung eines einfachen, ganzheitlichen, digitalen Zugangs, 
ausgehend vom Bedarf einer Person. „Ein Reha-Antrag soll  
die Grundlage für Leistungen wie aus einer Hand sein“, so  
Miyanyedi.

 In der anschließenden Podiumsdiskussion waren sich alle Teil-
nehmer:innen einig, dass ein niederschwelliger Zugang zu Re-
ha-Leistungen und die bedarfsgerechte Ausgestaltung des Reha-
Budgets zwingend erforderlich sind. Im Kampf gegen den 
Pflegekräftemangel gilt es, endlich wichtiges Potenzial zu nutzen 
und die Pflegeausbildung in Reha-Kliniken zuzulassen. 

Beim reha-politischen Teil des BDPK-Bundeskongresses referierten und diskutierten (von links nach rechts) Thomas Keck, Erster Direktor der DRV Westfalen, 
Dana Matlok, Leiterin der Gruppe Rehabilitation in der gesetzlichen Rentenversicherung beim BMAS, und Gülcan Miyanyedi, Geschäftsführerin der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR).
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